
Bundessozialgericht

_ 5 RK54/74_
Im Namen des Volkes

Urteil
Verkündet

am 12° November 4975 in dealRechtssUen

RegHauptsekretär
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

Kläger und Revisionskläger,
Prozeßbevollmächtigte:

g e g e n

_
Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigte:

beigeladen:

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 42. November 1975 in

Berlin durch den Vorsitzenden Richter

Dr. L a n g k e i t und die Richter Dr. H e i n z e

und M e i n h a r d t sowie die ehrenamtlichen

Richter H a h n e r und R e i m e r

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des
Landessozialgerichts für das Land Nordrhein—West-

falen vom 7. März 1974 wird zurückgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.
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Die Beteiligten streiten um die Beitragspflicht des Klägers

zur Bundesar stalt für Ar t>eit (BA)

er ist Ruhestandsceamter und bezieht seit den 1. Juni 1972

gehalt von Kris Aachen. An 1. Juli 1972 nahm er eine

igun -g als Ar-gestellter beim Generalvikariat des Bistums

—egen ein monatliches Gehalt von 5.845,09 DM auf.m m
m

m «) '.;
$

03

Seinen Antrag vom 12. April 4C)72, ihn hinsichtlich dieser Be—

schäftigung von der Versicherungspflicht in der Krankenver-

sicherung und Arbeitslosenversicherung zu befreien, lehnte die
beklagte Krankenkasse mit Bescheid vom 24. Juli 1972 ab.

Der Widerspruch des Klägers blieb erfolglos (Widerspruchsbe-

scheid vom M2 Oktober 19 /2).

Hit der Klage hat der Kläger seine Befreiung von d r Irankenver—

sicherungspflichtfim Hinblick darauf ge fordert, daß nur auf diese

Weise seine Befreiun von der Beitrag spflicht zur Ar oeitslosen—

versicherung erreicht weden könne. Das Sozialgericht (SG) hat

die Klage abgewiesen. Das Landessozialgericht (LSG) hat dieses

Urteil bestätigt (Urteil vom 7. März 4974): Der Kläger könne

schon begrifflich nicht von der Versicherungspflicht in der

Krankenversicherung nach S 473 Reichsversicherungsordnung (RVG)

befreit werden, weil er bereits versicherungsfrei sei, denn sein
Gehalt übersteige di e Jahresaroeitsverdienstgrenze (JAV— Grenze).

Da aber die lediglich durch die Höhe des Jahresarbeitsverdienstes

bedingte Versicherungsfreiheit in der Krankenversicherung nicht

zur Beitragsfreiheit in der Arbeitslosenversicherung führe, sei

der Kläger in diesem Zweig beitragspflichtig. Bedenken dagegen

seien nicht gerechtfertigt; insbesondere könnten die vom
Kläger zu entrichtenden Beiträge nicht als unzulässige Steuern

angesehen werden, da dem Kläger gegebenenfalls die Leistungs-
ansprüche nach dem Arbeitsförderungsgesetz (AFG) zuständen.

Gegen dieses Urteil \fendet s1ch die Zigelassene Revision des

Klägers. Er rugt die Verletzung der 55 169 Nr. 1, 182 Abs. 1 AFG.
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Auch wenn seine Befreiung von der Versicherungspflicht in der

Krankenversicherung bereits aus logischen Gründen ausscheide,

so sei dies ohne Einfluß auf seine Befreiung von der Beitrags—

pflicht nach dem AFG„ Die Beklagte müsse ihn in ihrer Funktion

als Einzugstelle nach @ 482 Abs, 1 AFG auch ohne einen ent—
sprechenden ausdrücklichen Auftrag von der Beitragspflicht zur
Arbeitslosenvereicherung befreien, da er die Voraussetzungen

des 5 475 RVO erfülle. Nur auf diesem Wege könne eine ungleiche

Behandlung der über der JAV—Grenze liegenden mit den weniger

verdienenden Ruhestandsbeanten vermieden werden, Die Auffassung

des LSG dagegen komme einer Bechtsverweigerung im Bereich des

AFG gleich und bedeute in Anbetracht des unzulässigen Steuer-

charakters der Beiträge der Ruhestandsbeamten zur Arbeitslosen—

versicherung einen Verstoß gegen Art. 44 Grundgesetz (GG).

Der Kläger beantragt,

die Urteile des LSG für das Land Nordrhein—

Westfalen vom 7. März 1974 und des SG Aachen

vom 24. Oktober 4973 sowie den Bescheid der

Beklagten vom 21. Juli 4972 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides

vom 42. Oktober 1972

aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen,

einen Bescheid über die Befreiung von der

Krankenversicherungspflicht zu erteilen,

hilfsweise,

die Beklagte zu verurteilen, einen Bescheid über

die Befreiung von der Beitragspflicht zur BA

zu erteilen,

ganz hilfsweise,

festzustellen, daß der Kläger von der Beitrags—

pflicht zur BA befreit ist.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Die Beigeladene BA hat denselben Antrag gestellt.

Sie ist mit dem LSG der Ansicht, daß eine Befreiung des
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Klägers von der Krankenversicherungspflicht nicht möglich sei.

Zur Begründung bezieht sie sich vor allem auf die Gesetzesmaterialien

zur Neufassung des 5 469 Nr. 4 AFG durch das Gesetz über die

Sozialversicherung Behinderter.

II

Die Revision des Klägers ist nicht begründet.

Der Kläger hat innerhalb der Revisionsfrist lediglich den

Antrag gestellt, unter Aufhebung der vorinstanzlichen Ent—

scheidungen und des Bescheides der Beklagten vom 24. Juli 4972

die Beklagte zur Befreiung des Klägers von der Krankenversicherungs—

pflicht zu verurteilen. Erst in einem späteren Schriftsatz hat

er hilfsweise die Verurteilung der Beklagten zur Befreiung von

der Beitragspflicht zur BA bzw. eine entsprechende gerichtliche

Feststellung beantragt. Der Senat faßt diese hilfsweise gestellten

Anträge als eine Ergänzung des Revisionsantrags auf, die bis zum
Schluß der mündlichen Revisionsverhandlung zulässig ist. Mit den

Hilfsanträgen will der Kläger lediglich sein Bevisionsbegehren

verdeutlichen. Eine Klageänderung, die im Bevisionsverfahren

nicht zulässig wäre (5 468 erster Halbsatz Sozialgerichtsgesetz -SGG-),

liegt darin nicht, denn der Kläger macht mit diesen Anträgen

keinen neuen Klageanspruch geltend. Wie in den Vorinstanzen ist

sein Klagebegehren auch in dem Revisionsverfahren auf eine

Entscheidung über seine Beitragsfreiheit zur BA gerichtet und
damit zugleich über seine Befreiung von der Versicherungspflicht

in der Krankenversicherung. Die unterschiedliche Fassung des im
Berufungsverfahren gestellten Klageantrags und des Antrags im

Revisionsverfahren ist ohne Bedeutung für das Vorliegen einer

Klageänderung (vgl. 5 425 SGG).

Zutreffend hat das LSG entschieden, daß die Beklagte nicht

verpflichtet ist, den Kläger gemäß 5 475 Abs. 4 BVD von der
Versicherungspflicht in der Krankenversicherung zu befreien, und er
daher nach 5 468 Abs. 4 AFG in der hier maßgebenden Fassung vom
25. Juni 4969 (BGBl I 582) beitragspflichtig zur BA ist. Nach den

nicht angegriffenen Feststellungen des LSG bezieht der Kläger in
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seiner Beschäftigung als Angestellter ein Gehalt, das über der

JAV—Grenze liegt. Da er somit in der Krankenversicherung bereits

nach 5 465 Abs. 4 Nr. 2 EVO versicherungsfrei ist, kann er nicht

noch zusätzlich von der Versicherungspflicht nach 5 475 Abs. 4

EVO befreit werden.

5 473 Abs. 4 EVO bestimmt, daß Euhegehaltsempfänger, denen

Anwartschaft auf Hinterbliebenenversorgung‘gewährleiStet ist, auf

ihren Antrag von der Versicherungspflicht befreit werden.
Diese Möglichkeit steht jedoch — entgegen der Ansicht der

'Eevision — nur den Personen zu, die der Versicherungspflicht

unterliegen, nicht aber denen, die bereits aus anderen Gründen

versicherungsfrei sind. Für die Angestelltenversicherung hat
das Bundessozialgericht (BSG) bereits wiederholt entschieden,

daß eine Befreiung versicherungsfreier Angestellter von der

Versicherungspflicht nicht möglich ist (so grundlegend }. Senat

in BSG26, 280, 282; ihm folgend Urteile des 42. und 44. Senats
in DAngVers 74, 579; 72, 29). An diesem Grundsatz ist — wie der

"erkennende Senat schon in seiner Entscheidung betreffend die
Befreiung von der Krankenversicherungspflicht nach 5 475 b EVO

(vgl. Urteil vom 48. April 4975 — 5 EK 49/74 —) zum Ausdruck

gebracht hat — auch im Rahmen der Krankenversicherung festzuhalten.

Eine Befreiung versicherungsfreier Euhegehaltsempfänger ist

nicht nur — wie das LSG dargelegt hat —
nach dem Wortlaut des

5 475 Abs. 4 EVO ausgeschlossen, da eine Freistellung von
einer nicht bestehenden Pflicht begrifflich nicht möglich ist.

Sie widerspricht auch dem Sinn und Zweck des 5 475 EVO. Während

ein Bescheid der Krankenkasse über die kraft Gesetzes eintreten—

de Versicherungsfreiheit (z.B. @@468, 469, 472 EVO) lediglich

deklaratorische Wirkung hat, ist Ziel der Befreiung nach 5 475

EVO, den Euhegehaltsempfängei mit konstitutiver Wirkung von der

Krankenversicherung freizustellen. Erst durch die Entscheidung

der Krankenkasse über den Befreiungsantrag wird der Antragstel—
ler von der Versicherungspflicht befreit, wobei der Beginn der

Wirkung der Befreiung an den Zeitpunkt der Antragstellung ge—
knüpft ist (5 473 Abs. 2 EVO). Da unabdingbare Voraussetzung

der konstitutiven Befreiung von der Versicherungspflicht aber das
Bestehen dieser Pflicht ist, eröffnet 5 475 EVO nur denjenigen
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Ruhegehaltsempfängern die Möglichkeit der Befreiung von der Ver—

sicherungspflicht, die dieser Pflicht auch unterliegen.

Wenn dem Kläger damit der Weg über eine Befreiung von der Kranken—

versicherungspflicht verschlossen ist, so kann er sein Ziel, von
der Beitragspflicht nach dem AFG freigestellt zu werden, auch

nicht durch eine Befreiung von dieser Pflicht durch die Beklagte

erreichen. Im Gegensatz zur gesetzlichen Krankenversicherung

(55 175 ff EVO) sowie der Rentenversicherung (@@1250 f EVO,
@@7 f Angestelltenversicherungsgesetz —AVG—)kennt das AFG
eine konstitutive Befreiung von der Beitragspflicht auf Antrag

des einzelnen Arbeitnehmers nicht. In 5 "75 Abs. 1 AFG ist zwar

eine sogenannte Befreiung von der Beitragspflicht vorgesehen, die

jedoch seitens des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung

durch Rechtsverordnung für eine bestimmte Gruppe von Arbeitnehmern

erfolgt und daher mit der durch Verwaltungsakt erteilten Be—

freiung in der Kranken— und Rentenversicherung nicht vergleichbar

ist.

Schließlich steht dem Kläger auch keine andere Möglichkeit seiner

Freistellung von der Beitragspflicht zur BA offen. Entgegen seiner

Ansicht ist die Beklagte nicht befugt, ihm in ihrer Funktion

als Einzugsstelle nach 5 182 Abs. 1 AFG einen Bescheid über seine

Beitragsfreiheit zu erteilen. Eine derartige Entscheidung der

Beklagten wäre mit einer konstitutiven Befreiung des Klägers von
der Beitragspflicht gleichzusetzen, die die Beklagte nach @ 182

Abs. 1 AFG jedoch nicht erteilen kann. 5 182 Abs. 1 AFG ermächtigt
die Krankenkasse nur zu deklaratorischen Bescheiden über die

Beitragspflicht, da das Gesetz konstitutive Beitragsbefreiungen

nicht vorsieht.

Im übrigen besteht für eine Freistellung des Klägers von der Bei—

tragspflicht zur BA auch kein sachlicher Grund. Auf Art. 14 GG kann

der Kläger seine gegenteilige Auffassung nicht stützen. Weder recht—

fertigt seine wirtschaftliche Sicherung als Ruhestandsbeamter eine

Freistellung von der Beitrag5pflicht zur BA, denn diese besteht

ungeachtet der wirtschaftlichen Stellung des einzelnen Arbeit—

nehmers, noch führt sein Argument, er nehme als Ruhegehaltsempfänger

die Leistungen nach dem AFG nicht in Anspruch, zu einer anderen

Betrachtung. Ebensowenig wie die Krankenversicherungspflicht
-‘7...
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richtet sich die Beitragspflicht zur BA nach der tatsächlichen

Inanspruchnahme der Leistungen des Versicherungszweiges durch

den einzelnen Versicherungs— bzw. Beitragspflichtigen.

Verfassungsrechtliche Bedenken könnten sich allenfalls dann

ergeben, wenn den Ruhegehaltsbeamten insgesamt die Leistungen

nach dem AFG verschlossen wären. Dies ist jedoch nicht der Fall,

denn zumindest die Beratungs— und Vermittlungsdienste der BA

sowie die Leistungen zur Förderung der beruflichen Bildung

stehen allen Ruhegehaltsempfängern offen..

Auch die Berufung des Klägers auf Art. 5 GG geht fehl. Zwar

ist ihm darin beizupflichten, daß die Abhängigkeit der Beitrags-

freiheit zur BA von der Versicherungsfreiheit in der Kranken—
versicherung zu einer Ungleichbehandlung der Ruhegehaltsempfänger

mit Angestelltengehältern über der JAV—Grenze einerseits und der

weniger verdienenden Ruhegehaltsempfänger andererseits führt.

Die Beitragsfreiheit zur BA richtet sich zwar grundsätzlich

nach der Versicherungsfreiheit in der Krankenversicherung (@ 469
Nr. 4 AFG\. Ausgenommen von dieser Regelung sind jedoch die

Arbeitnehmer, die nur wegen Überschreitens der JAV—Grenze in der

Krankenversicherung versicherungsfrei sind. Sie unterliegen daher

der Beitragspflicht nach dem AFG (@ 469 Nr. 4 a AFG). Folge
dieser Regelung für den Kreis der Ruhegehaltsempfänger ist, daß

diejenigen, die die JAV—Grenze übersteigen und sich nach 5 475

EVO nicht von der Krankenversicherungspflicht befreien lassen

können, beitragspflichtig zur BA sind, während die weniger ver_
dienenden durch ihre Befreiung von der Krankenversicherungs-

pflicht nach 5 475 EVO beitragsfrei sind.

Diese Ungleichbehandlung führt nun nicht — wie der Kläger meint —

zu einer Freistellung auch der nicht nach S 473 RVO von der

Krankenversicherungspflicht_befreiten Ruhegehaltsempfänger, denn

für die Beitragspflicht dieses Personenkreises besteht ein sach-

licher Grund. Als Arbeitnehmer haben auch die Ruhegehalts—

empfänger an der Gesunderhaltung des Arbeitsmarktes ein

unmittelbares Interesse. Daher unterliegen auch sie der nach

dem AFG grundsätzlich für alle Arbeitnehmer bestehenden Bei—

tragspflicht (% 468 Abs. 4 AFG). Wenn in 5 469 AFG auch
Ausnahmen von diesem Grundsatz enthalten sind, so verbietet
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sich eine Erweiterung des von.@ 469 AFG erfaßten Personen—

kreises schon angesichts des Ausnahmecnarakters dieser Vorschrift

l 5 469 Nr. 4 quchst. a bis

d den Kreis der beitragsfreien Arbeitnehmer selbst wieder begrenzt.

sowie insbesondere auch deshalb, wei

Nicht die beitragsrechtliche Regelung der Ruhegehaltserpfänger

AFG stellt eine

Sonderregelung dar, sondern die Beitragsfreiheit der weniger

verdienenden Ruhestandsbeamten. So bezieht das AFG neben den

lediglich nach 5 465 Abs. 4 Nr. 2 RVG versicherungsfreien Ruhe-

standsbeamten — mit Ausnahme der Empfänger von Erwerbsunfähigkeits—

rente (@ 469 Nr. 5 AFG) — auch alle als Arbeitnehmer beschäftigten

Rentenempfänger in den Kreis der Beitragspflichtigen ein.

mit einem Gehalt über der JAV—Grenze nach dem

Ob gegen die Beitragsfreiheit der nach 5 475 EVO von der Kranken—

versicherungspflicht befreiten Ruhestandsbeamten rechtliche Be—

denken bestehen, kann dahinstehen. Sie beeinflußt die Beitrags-

pflicht der Ruhegehaltsempfänger mit Gehältern über der JAV—Grenze

nicht, wie schließlich auch die Gesetzesmaterialien zur Neufassung

des 5 469 Nr. 4 AFG durch das Gesetz über die Sozialversicherung

Behinderter vom 7. Mai 4975 (BGBl I 4064) bestätigen. Nach 5 469

Nr. 4 AFG nF werden neben den bereits vor der Neuregelung des

5 469 AFG beitragspflichtigen Ruhegehaltsempfängern auch die

als Arbeitnehmer beschäftigten Ruhegehaltsempfänger, die nach
5 475 RVO von der Krankenversicherung$pflicht befreit sind, in

die Beitragspflicht nach dem AFG einbezogen, da auch sie die Bera—

tungs— und Vermittlungsdienste der BA, vor allem aber auch die

Leistungen zur Förderung der beruflichen Bildung in gleicher Weise
in An3pruch nehmen wie sonstige Arbeitnehmer (vgl. BT—Drucks. zu
7/4992 S. 47 unter Nr. 5).

Da der Kläger somit von der Krankenversicherungspflicht nach 5 475

Abs. 4 RVG nicht befreit werden kann und er daher der Beitragspflicht

zur BA unterliegt, war das angefochtene Urteil zu bestätigen.
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Die Kostenentscheidung beruht auf % 495 SGG.

Dr. Langkeit

zugleich für den beurlaubten
Richter am Bundessozialgericht
Dr. Heinze

Meinhardt
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